
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja

4 OH

Gesetz: BAT §§ 22* 25 Anlage 1 a und Tarifvertrag vom 15? Januar 
I960 (VergGr0 VI b - Buchhalter in Zentralkassen);
RKO §§ 5, 4, 5

Leitsätze:

1. Die Qualifikation der Landeshauptkasse des Landes Bremen 
als Institution bestimmt sich nach den Vorschriften der 
RKO»

2. Eine Kasse* bei dfer die Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
aller Verwaltungen eines Landes zusammengefaßt werden* 
ist eine Zentralkasse„

5« Eine solche Kasse bleibt der Institution nach Zentral­kasse auch insoweit* als ihr neben ihren eigentlichen 
Aufgaben als Zentralkasse noch Kassenfunktionen anderer 
Art übertragen sind0

40 Wer als Buchhalter in der Landeshauptkasse des Landes 
Bremen beschäftigt wird* ist tariflich als Buchhalter in einer Zentralkasse tätig,, Es kommt nicht darauf an* ob 
der Buchhalter Aufgaben wahrzunehmen hat* die der Landes­
hauptkasse als Zentralkasse bei der Zusammenfassung der 
.Haushaltseinnahmen und -ausgaben des Landes obliegen* oder 
ob seine Tätigkeit sich auf Kassengeschäfte erstreckt* die 
der Landeshauptkasse neben ihren eigentlichen Zentral­
kassengeschäften übertragen worden sind»

Aktenzeichen: 4 AZK 452/66
Urteil des BAG vom 27« September 1967 LAG Bremen
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4_AZR_432/66 
2 Sa 18/66 Bremen

Verkündetam 27o September 1967
Im Namen des Volkes!

gez. Mißler, Angestellter als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 27« September 1967 durch 
den Senatspräsidenten Dr. Poelmann, die Bundesrichter 
Dr. Pecher und Dr. Neumann sowie die Bundesarbeitsrichter 
Dr. Prey und Clemens für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die 
Urteile des Landesarbeitsgerichts Bremen 
vom 23« September 1966 - 2 Sa 18/66 - und 
des Arbeitsgerichts Bremen vom 26. November 
1964 - 1 Ca 141/62 - aufgehoben.
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
828,—  DM zu zahlen.
Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand^
Der Kläger ist seit 1. Januar 1949 bei der Landeshaupt- 

kasse der Beklagten als Buchhalter beschäftigt. Die Parteien 
haben im Arbeitsvertrag die Anwendung der jeweils geltenden 
Passung der TO.A bzw. des BAT auf das Arbeitsverhältnis verein­
bart. Der Kläger erhielt bis 31« Dezember 1965 Vergütung nach 
Vergütungsgruppe VII TO.A bzw. BAT. Seit 1„ Januar 1966 richtet 
sich seine Vergütung auf Grund des Tarifvertrages über den 
Bewährungsaufstieg für Angestellte des Bundes und der Länder 
vom 25. März 1966 nach Vergütungsgruppe VI b BAT.

Der Kläger ist in der Buchhalterei II B / 07 der Landes­
hauptkasse eingesetzt. Dieser Buchhalterei obliegt die Sach­
buchführung, das Mahnwesen und die Rechnungslegung für die 
Einnahmen des Einzelplanes 7 des Haushalts der Stadtgemeinde 
B sowie die Verwaltung und Abwicklung der Deponate für
eventuell entstehende Kanalanliegerbeiträge. Der Kläger ist 
mit der Verwaltung und Führung der Sachkonten für Einzelhaus- 
haltseinnahmen der Unterabschnitte G 710 - 716 und der Verwahr­
konten für Sicherheiten aus Deponaten für eventuell entstehende 
Kanalanliegerbeiträge beauftragt.

Der Kläger meint, seine Tätigkeit erfülle die Merkmale 
der durch den Tarifvertrag vom 15. Januar I960 in die VergGr.
VI b TO.A (jetzt BAT) eingeführten Fallgruppe der "Buchhalter 
in staatlichen Oberkassen oder Zentralkassen". Mit der Klage 
fordert er von der Beklagten Zahlung des Gehaltsunterschiedes 
zwischen den Vergütungsgruppen VI b und VII für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. Dezember I960 in Höhe von 828,—  DM.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie bestreitet, 
daß der Kläger in einer Oberkasse oder Zentralkasse tätig sei.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
des Klägers ist vom Landesarbeitsgericht zurückgewiesen worden.

^ Mit der zugelassenen Revision verfolgt der Kläger seinen Klage­
antrag weiter, während die Beklagte um Zurückweisung der 
Revision bittet.
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Die Revision des Klägers hatte Erfolg»
Während in der bis 1959 geltenden Passung der TO»A 

die Buchhalter und sonstigen Angestellten in den Kassen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden in der jeweils ersten 
Fallgruppc der Vergütungsgruppen gemeinsam mit den Ange­
stellten des Büro- und sonstigen Innendienstes erfaßt 
waren, sind für sie durch den am 1- Januar I960 in Kraft 
getretenen Tarifvertrag vom 15» Januar I960 besondere 
Pallgruppen aufgestellt worden» Dabei gelten nach der Pro­
tokollnotiz Fr» 3 2u § 1 als Kassen im Sinne dieses Tarife 
Vertrages nur die in der Reichskassenordnung (RKO) und 
in der Verordnung über das Kassen- und Rechnungswesen der 
Gemeinden (KuRVO) als solche bestimmten»

Der Kläger erfüllt nach seinem eigenen Sachvortrag 
nicht die Tätigkeitsmerknale derjenigen Pallgruppen der 
VergGr» VI b für Angestellte in Kassen, die besonders 
schwierige buchhalterische Arbeiten oder die Unterstellung 
einer bestimmten Zahl von Mitarbeitern voraussetzen» Der 
Klageanspruch hängt daher allein davon ab, ob der Kläger 
zur Pallgruppe der "Buchhalter in staatlichen Oberkassen 
oder Zentralkassen" gehört»

Das Landesarbeitsgericht hat das verneint. Es führt 
aus: Das Kassemvesen des Landes B bestimme sich im
wesentlichen nach der Reichskassenordnung, deren Geltung 
für alle Kassengeschäfte der Kassen des Landes durch die 
Vorläufigen Vollzugsbestimmungen zur RKO für die Kassen 
der Freien Hansestadt B vom 20. März 1939 eingeführt
worden sei» Die Landeshauptkasse des beklagten Landes sei 
auch ein Kassentyp im Sinne der Vorschriften der RKO» Sie 
sei Zentralkasse, da bei ihr die Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben aller Verwaltungen des Landes B zusammen­
gefaßt würden. Sie sei auch staatliche Oberkasse gegenüber 
der Stadtkasse B hinsichtlich des Bundeshaus­
halts und des Ausgleichfonds. Zugleich sei sie aber auch 
Amtskasse, und zwar Einheitskasse im Sinne des § 5 Abs» 1
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RKO, da ihr durch Erlaß des Senators für Finanzen vom 
6„ April 1954 die Kassengeschäfte aller b staat­
lichen und kommunalen Behörden, ausgenommen die der Ober­
finanzdirektion, der Finanzämter und der städtischen Kran­
kenanstalten, übertragen worden seien» Biese unterschied­
lichen Funktionen als Zentralkasse, Oberkasse und Amtskasse

»

übe die Landeshauptkasse trotz der verwaltungsmäßigen Zusam­
menfassung getrennt nebeneinander aus» Sie sei - abgesehen 
von ihren echten Zentralkassenaufgaben - eine ’̂ zentralisierte" 
Kasse für das Land und die Stadtgemeinde B . Bei dieser 
"zentralisierten" Kasse, nicht aber bei einer Zentralkasse 
oder staatlichen Oberkasse, sei der Kläger beschäftigt» Er 
falle daher nicht unter die Tarifgruppe der "Buchhalter in 
staatlichen Oberkassen oder Zentralkassen"<>

Bern kann nicht gefolgt werden» Wie der in den tarif­
lichen Tätigkeitsmerkmalen verwendete Begriff der Kassen zu 
verstehen ist, ergibt sich aus der ausdrücklichen Verweisung 
der Protokollnotiz auf RKO und KuRVO» Ba die KuRVO das Kas- 
senwosen der Gemeinden regelt, die b Landeshaupt­
kasse aber eine Behörde des Landes B ist, das sein
Kassenwesen nach der RKO geordnet hat, bestimmt sich die 
Qualifikation der Landeshäuptkasse als Institution, auf die 
es nach den tariflichen Tätigkeitsmerkraalen ankommt, nach 
den Vorschriften der RKO» Nach § 3 RKO gliederten sich die 
Kassen 1») in die Reichshauptkasse, 2.) in Oberkassen und 
3») in Amtskassen» Bie Reichshauptkasse ist als die Kasse 
definiert, bei der die Haushaltseinnahmen und -aüsgaben 
aller Reichsverwaltungen zusammengefaßt werden; dem ent­
sprechen heute die Bundeszentralkasse und die mit der ent­
sprechenden Funktion betrauten Zentralkassen der Länder 
(vgl» zur entsprechenden Anwendung der RKO auf die Behörden 
und Einrichtungen der Länder schon § 2 Abs» 1 der 2» Burch- 
führungsverordnung vom 30» Juni 1937 zum Gesetz über die 
Haushaltsführung, Rechnungslegung und Rechnungsprüfung der 
Länder vom 17» Juni 1936, RGBl» 1937 II, 195)» Oberkassen 
sind die Kassen, bei denen die Haushaltseinnahmen und -aus- 
gabcn der ihnen nachgeordneten Kassen zusammengefaßt werden

i- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5 /fO*f
(§ 3 Abs« 3 RKO), und Amtskassen sind "alle übrigen Kassen!1 
(Abs, 4 aaO), Schon hieraus ergibt sich, daß eine Kasse, 
bei der wie bei der b landeshauptkasse die Haus­
halt seinnahmen und -ausgaben aller Verwaltungen eines 
Landes zusammengefaßt werden, nach der Einteilung des 
§ 3 RKO eine Zentralkasse ist und deshalb nicht zu den 
"übrigen Kassen" gehören kann. Eine solche Kasse bleibt 
der Institution nach Zentralkasse auch insoweit, als ihr 
neben ihren eigentlichen Aufgaben als Zentralkasse noch 
Kassenfunktionen anderer Art übertragen sind (vgl, zur 
entsprechenden Frage bei staatlichen Oberkassen bereits 
BAG AP Kr, 110 zu § 3 10,A), Die Übertragung solcher 
anderen Aufgaben ist zur Verminderung des Verwaltungsauf­
wandes in der RKO selbst vorgesehen; so dürfen nach § 4 
Abs, 2 RKO Staatskassen insbesondere auch Kassengeschäfte 
von Gemeinden ausführen, und die Kassengeschäfte der an 
einem Ort bestehenden Verwaltungsbehörden einer staatlichen 
Gebietskörperschaft sind gemäß § 5 Abs, 1 RKO möglichst 
bei einer Kasse zu vereinigen (Einheitskasse), So wenig 
eine staatliche Kasse dadurch, daß ihr die Ausführung 
der Kassengeschäfte von Gemeinden zugewieseri werden, inso­
weit zu einer gemeindlichen Kasse wird (vgl, BAG AP Hr, 111 
zu § 3 10,A am Ende), so wenig berührt es die, Institution 
einer Zentralkasse, wenn diese die Amtskassengeschäfte 
der Verwaltung, der sie zugehört, oder anderer Verwaltungen 
wahrzunehmen hat; für eine Zentralkasse, die wie die 
b Landeshauptkasse entgegen der Regel des § 2
Ziffer 1 RKO nicht leil einer Behörde, sondern selbständige 
Behörde ist, kann insoweit nichts anderes gelten. Dafür 
ist es unerheblich, ob Buchungen und Rechnungslegung für 
Landes- und Gemeindehaushalt getrennt erfolgen, ob eine 
solche Irennung in der internen Verteilung der verschie­
denen Kassengeschäfte auf die Bediensteten der Kasse in 
Erscheinung tritt und welche Aufgabenstellung den Verwal­
tungsapparat der Kasse überwiegend in Anspruch nimmt. Etwas 
anderes kann auch entgegen der Meinung des Landesarbeits-
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gerichts nicht daraus hergeleitet werden, daß sich nach den 
b Vorläufigen Vollzugsbestimmungen zu § 3 EKO die
Kassen des Landes in die Landeshauptkasse und die Amtskassen 
gliedern; mit den Am'tskassen können damit nur die neben der 
Landeshauptkasse bestehenden Amtskassen gemeint sein»

Hiernach ist der als Buchhalter in der Landeshauptkasse 
der Beklagten beschäftigte Kläger als Buchhalter in einer 
Zentralkasse anzusehen„ Dabei kommt es nicht darauf an, ob 
er buchhalterische Aufgaben wahrzunehmen hat, die der Landes­
hauptkasse als Zentralkasse bei der Zusammenfassung der Haus­
halt seinnahmen und -ausgaben des Landes obliegen, oder ob 
seine Tätigkeit sich auf Kassengeschäfte erstreckt, die der 
Landeshauptkasse neben ihren eigentlichen Zentralkassenge­
schäften übertragen worden sind» Denn der Tarif knüpft, wie 
der erkennende Senat bereits in seiner Entscheidung AP N.r0 
110 zu § 3 TOoA ausgesprochen hat, in der Pallgruppe der 
"Buchhalter in staatlichen Oberkassen oder Zentralkassen" die 
Bewertung an die Tätigkeit in einer bestimmten behördlichen 
Institution, ohne daß es im linzelfalle darauf ankommt, ob 
der Buchhalter mit den für diese Institution typischen Auf­
gaben befaßt ist und welchen Schwierigkeitsgrad seine Tätig­
keit im Vergleich mit den Aufgaben der in die VergGr» VI b 
einzureihenden Buchhalter aufweist0 Von dieser Auffassung 
abzugehen, sieht der Senat keinen Anlaßo Das Landesarbeits­
gericht hat sich zu ihr auch nicht in Widerspruch gesetzt; 
es ist zu seinem anderen Ergebnis nicht im Hinblick auf die 
dem Kläger' gestellten Aufgaben, sondern dadurch gekommen, 
daß es bei der Präge, ob die Landeshauptkasse unter den Begriff 
der Zentralkasse zu bringen ist, die Institution der Landes­
hauptkasse irrigerweise nach ihren verschiedenen Punktionen 
aufgespalten hat»

Steht hiernach dem Kläger als Buchhalter in einer staat­
lichen Zentralkasse im AnspruchsZeitraum die Vergütung nach 
der VergGr» VI b TO.A zu, so war ihm die der Höhe nach nicht 
streitige Gehaltsdifferenz unter Aufhebung der Entscheidungen 
der Vorinstanzen zuzusprechen<. Die Kosten des Eechtsstreits 
fallen nach § 91 ZPO dem beklagten Land zur Last»
gczo Dr« Poelmann Dr„ Neumann Dr„ Pecher

Dr»Erich Prey Clemens
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